
Anlage 2 

 
 

S a t z u n g 
 

über die 2. Änderung vom XX.XX.2017 der Satzung übe r die Entwässerung und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage der Gem einde Eitorf (Abwasserbeseiti-
gungssatzung) vom 21.12.2010 
 
 
 
Aufgrund 
 
- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 199 4, S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW.  2015, S. 496), in der je-
weils geltenden Fassung, 
 

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bunde s (WHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S.  2585 ff.), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBl. I 2016, S. 1972) , in der jeweils geltenden 
Fassung, 
 

- des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vo m 25.06.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 1 des Ge setzes zur Änderung wasser- 
und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 08.0 7.2016 (GV. NRW. 2016, S. 
559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 
 

- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Ab w – GV. NRW., S. 602 
ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW) , zuletzt geändert durch 
Art. 20 des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasse rverbandsrechtlicher Vor-
schriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff. ), in der jeweils geltenden Fas-
sung sowie 
 

- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.19 97 (BGBl. I 1997, S. 602), 
zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBl. I 2016, 
S. 1666), in der jeweils geltenden Fassung 

 
hat der Rat der Gemeinde am XX.XX.2017 folgende Sat zung beschlossen: 
 
 

Artikel I  
 
Die Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
der Gemeinde Eitorf (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 wird in den nachfol-
genden Paragraphen neu gefasst: 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeine Eitorf umfasst unter anderem das Sam-

meln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im 
Gemeindegebiet anfallenden Abwassers sowie das Entwässern und Entsorgen des 
Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach § 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
bis Nr. 6  LWG NRW insbesondere 

 
1. unverändert 

 



2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Gemeindegebietes 
anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortbeschreibung eines Bestands- 
und Betriebsplans nach § 57 Abs. 1 Satz 4 und 5  LWG NRW, 

 
3. unverändert 

 
4. die Einrichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die 
Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die Anfor-
derungen der §§ 54-61 WHG und des § 56 LWG NRW, 

 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und 
dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (i.v.m §46 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW) hierfür gilt die gesonderte Satzung der Gemeinde Eitorf 
über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben) in der jeweils gültigen Fassung. 

 
Die Altfassung Nr. 6 wird gestrichen. Aus Nr. 7 wir d Nr. 6: 
 

6. die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe 
des § 47 LWG NRW 

 
(2) unverändert 
 
(3) unverändert 
 
 
 

§ 4 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1) unverändert 
 
(2) Die Gemeinde kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde unter 

den  Voraussetzungen des § 49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die  Abwasserbeseitigungs-
pflicht auf Antrag der Gemeinde auf den privaten Grundstückseigentümer übertragen 
hat.  Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem 
Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen.  

 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde von der Abwasserbeseiti-

gungspflicht befreit ist und die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 49 Abs.  6 
LWG NRW auf einen Dritten übertragen worden ist. 

 
 
 

§ 5 
Anschlussrecht des Niederschlagswassers  

 
(1) unverändert 
 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die 

Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagwassers gemäß § 49 Abs.  4 LWG dem Eigen-
tümer des Grundstücks obliegt.  

 
Absatz 3 der Altfassung wird ersatzlos gestrichen 

 
 
 
 
 



§ 7 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
(1) unverändert 
 
(2) Satz 1 unverändert 
 

1-10 unverändert 
 

11. Grund-, Drainage-, Quell-, und  Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild 
abfließendes Wasser (§ 37 WHG)  

 
12-16 unverändert 

 
(3) unverändert 

 
(4) unverändert 

 
(5) unverändert 

 
(6) unverändert 

 
(7) unverändert 
 
(8) Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den 

Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichti-
ge Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befrei-
ung nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Gemeinde auf Antrag zulassen, dass 
Grund-, Drainage-, Kühlwasser und sonstiges Wasser wie z. B. wild abfließendes 
Wasser (§ 37 WHG)  der Abwasseranlage zugeführt werden.  Der Indirekteinleiter hat 
seinem Antrag die von der Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen 

 
Folgender Absatz wird neu eingefügt:  

 
(9) Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die ke in Abwasser sind, in die öffentli-

che Abwasseranlage besteht nicht. 
 

Aus Absatz 9 wird Absatz 10 und erhält folgende Fas sung: 
 
(10) unverändert 
 
 
 

§ 8 
Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

 
unverändert 

 
 
 

§ 9 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 

verpflichtet, sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 
LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser auf 
dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang). 

 



(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkung in dieser Satzung verpflichtet, 
das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und Nie-
derschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang), 
um seine Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG NRW zu erfüllen 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in § 49 Absatz 1 Satz 1 

Nr. 1 LWG NRW genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallendes Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist der Gemeinde 
nachzuweisen. 

 
(4) unverändert 

 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das Niederschlagswasser. Die-

ses gilt nicht in den Fällen des § 5 Absatz 2  dieser Satzung. 
 

(6) unverändert 
 

(7) unverändert 
 

(8) unverändert 
 
 
 

§ 10 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Sc hmutzwasser 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ihm die Abwasserbeseiti-
gungspflicht durch die zuständige Behörde ganz oder  teilweise übertragen wor-
den ist. 

 
(2) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Sc hmutzwassers um 

Schmutzwassergebühren zu sparen, begründet keinen A nspruch auf Befreiung.  
 

 
 
 

§ 11 
Nutzung des Niederschlagwassers 

 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallen-
den Niederschlagswassers, so hat er dies der Gemeinde anzuzeigen. Die Gemeinde ver-
zichtet in diesem Fall auf die Überlassung des verwendeten Niederschlagwassers gemäß § 
49 Abs. 4 Satz 3  LWG NRW, wenn die Ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlag-
wassers auf dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an die öffentliche Abwas-
seranlage besteht, so dass eine Überschwemmung von Nachbar-Grundstücken durch Nie-
derschlagswasser ausgeschlossen werden kann. Ein Verzicht auf die Abwasserüberlas-
sung kommt nach § 53 Abs. 3a Satz 2 LWG NRW  nur bei solchen Grundstücken in Be-
tracht, die bereits an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind. 
 
 
 

§13 
Ausführung von Anschlussleitung 

 
(1) unverändert 

 
(2) unverändert 

 



(3) unverändert 
 

(4) unverändert 
 

(5) unverändert 
 
(6) Die Herstellung, Erneuerung, und  Veränderung, Beseitigung  sowie die laufende Un-

terhaltung der haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf 
dem anzuschließenden Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
durch. Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der Gemeinde zu erstellen. 
 

(7) unverändert 
 
(8) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschluss-

leitung entwässert werden. Die Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind dinglich im 
Grundbuch abzusichern. Der Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienst -
barkeit ist durch einen Auszug aus dem Grundbuch zu  führen.  
 

(9) unverändert 
 
 
 

§15 
Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen gilt die Verord-

nung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß §§ 60, 61 
WHG, § 56 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVOAbw NRW 2013 so zu errichten und zu be-
treiben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hier-
zu gehört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 
48 LWG NRW gegenüber der Gemeinde Eitorf. 

 
(2) unverändert 
 
(3) unverändert 
 
(4) unverändert 
 
(5) unverändert 
 
(6) unverändert 
 
(7) unverändert 
 
(8) unverändert 
 
 
 

§16 
Indirekteinleiter-Kataster 

 
(1) unverändert 

 
(2) Satz 1-3 unverändert 

 
Soweit es sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im Sinne des § 58 WHG 
und § 58 LWG NRW handelt, genügt in der Regel die Vorlage des Genehmigungsbe-
scheides der zuständigen Wasserbehörde. 



 
 
 

 
 

§18 
Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer ist gemäß § 98 Abs. 1 LWG NRW i.V.m. § 101 Abs. 1 

WHG verpflichtet, der Gemeinde auf Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung er-
forderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen Abwasseranla-
gen und der Hausanschlussleitung zu erteilen. 
 

(2) unverändert 
 

(3) Satz 1 u. 2 unverändert 
 

Das Betretungsrecht gilt nach § 98 Abs. 1 Satz 2  LWG NRW auch für Anlagen zur Ab-
leitung von Abwasser, das der Gemeinde zu überlassen ist. Die Grundrechte der Ver-
pflichteten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG (Freiheit der Per son), Art. 13 (Unver-
letzlichkeit der Wohnung) und Art. 14 GG (Eigentum)  sind insbesondere bezogen 
auf die Abwasserüberlassungspflicht nach § 48 LWG N RW gemäß § 124 LWG 
NRW eingeschränkt.  

 
 
 

§20 
Ordnungswidrigkeiten  

 
(1) unverändert 

 
(2) unverändert 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € 
geahndet werden. 
 
 

Artikel II  
 
Die 2. Änderung der Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche 
Abwasseranlage der Gemeinde Eitorf (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 21.12.2010 tritt 
am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 


